
 

 
 
 
 
 
 

 
 
Änderung des Strafgesetzbuches – Aufhebung von § 219 a StGB  
(Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft) 
Alternativantrag der Abgeordneten des SSW und der Faktion der SPD  
Drucksache 19/463 (neu) 
Sachliche Information zu Schwangerschaftsabbrüchen 
Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP  
Drucksache 19/482 
 
 
Sehr geehrte Herr Kalinka, 
 
für die Möglichkeit, zu den im Betreff genannten Anträgen Stellung zu nehmen, danken wir. 
 
Bei dem mit den Anträgen verfolgten Ziel einer Rechtsänderung im Strafgesetzbuch handelt 
sich nach unserer Auffassung um eine rechtspolitische und ethische Frage, die mit dem 
Verwaltungsvollzug im kommunalen Bereich in keinem Zusammenhang steht und auch sonst 
keinen Bezug zu kommunalen Aufgaben hat. 
 
Daher sehen die Kommunalen Landesverbände von einer Stellungnahme ab. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Marion Marx 
Stellv. Geschäftsführerin 
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